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D ie EU-Verordnung über künst-
liche intelligenz (Verordnung 
(EU) 2024/1689, ki-Verord-
nung) ist im letzten Jahr in 

kraft getreten und befindet sich derzeit in 
der Umsetzungsphase, einer Übergangs-
zeit, in der die Vorschriften schrittweise 
verbindlich werden. Einige Pflichten – 
wie das Verbot bestimmter ki-Praktiken 
und anforderungen an die ki-kompe-
tenz – gelten bereits seit dem 2. Februar. 
ab kommenden samstag, dem 2. august, 
werden auch die Vorschriften für an -
bieter von ki-Modellen mit allgemeinem 
Verwendungszweck (gPai-Modelle) so-
wie die Vorschriften über geldbußen ver-
bindlich. Ein Jahr später werden die 
 aufsichtsbehörden dann die befugnis ha-
ben, Verstöße zu untersuchen und zu 
sanktio nieren.

Verstöße gegen die ki-Verordnung kön-
nen künftig erhebliche geldbußen nach 
sich ziehen, so zum beispiel für verbotene 
ki-Praktiken in Höhe von bis zu 35 Mil -
lionen Euro oder bis zu 7 Prozent des welt-
weiten Jahresumsatzes eines Unterneh-
mens, sofern dieser betrag die 35 Millio-
nen übersteigt. solche Verstöße können 
un ter anderem vorliegen, wenn ein Unter-
nehmen ki einsetzt, um durch unter-
schwellige oder manipulative techniken 
das Verhalten von Personen zu beeinflus-
sen. bei Verletzungen von Pflichten im Zu-
sammenhang mit Hochrisiko-ki-syste-
men, wie etwa einem unzureichenden ri-
sikomanagement bei der ki-gesteuerten 
Überprüfung der kreditwürdigkeit,  kön-
nen bußgelder in Höhe von bis zu 15 Mil-
lionen Euro verhängt werden oder bis zu 3 
Prozent des weltweiten Jahresumsatzes 
eines Unternehmens. 

Für Private-Equity-investoren stellt 
sich die Frage, unter welchen Voraus -

setzungen sie für bußgelder haften, die 
ge gen ihre tochtergesellschaften wegen 
Verstößen gegen die ki-Verordnung ver-
hängt werden. die ki-Verordnung selbst 
enthält keine ausdrückliche regelung zur 
Haftung von Muttergesellschaften. der 
gesetz geber verwendet im Zusammen-
hang mit den bußgeldvorschriften ledig-
lich den begriff des „Unternehmens“ (in 
der eng lischen Version „undertaking“), et-
wa in artikel 99 absatz 3 ki-Verordnung. 
dies entspricht dem Wortlaut der euro-
päischen da tenschutz-grundverordnung 
(dsgVO), in dem ebenfalls der begriff 
des „Unternehmens“ („undertaking“) im 
Zusammenhang mit den bußgeldvor-
schriften verwendet wird. nach den Leit -
linien des Europäischen datenschutzaus-
schusses (Edsa) für die berechnung von 
geldbußen im sinne der dsgVO ist der 
begriff „Unternehmen“ dabei im sinne 
des EU-Wettbewerbsrechts zu verstehen. 

Es bleibt abzuwarten, wie die behörden 
und gerichte bei Verstößen gegen die ki-
Verordnung vorgehen werden, da es bis-
her weder gerichtliche Entscheidungen 
noch behördliche Leitlinien gibt. schon 

wegen der gleichen begrifflichkeiten ist  
bis auf Weiteres davon auszugehen, dass 
sie auf die entsprechenden zum EU-Wett-
bewerbsrecht entwickelten grundsätze 
zurückgreifen werden.

Legt man den rechtlichen rahmen des 
EU-Wettbewerbsrechts für die Haftung 
von Muttergesellschaften zugrunde, 
kommt es maßgeblich darauf an, ob Mut-
ter- und tochtergesellschaft ein einziges 
„Unternehmen“ bilden. dafür ist es ent-
scheidend, ob sie eine wirtschaftliche 
Einheit darstellen. das ist der Fall, wenn 
die folgenden zwei Voraussetzungen er-
füllt sind: Zunächst ist es erforderlich, 
dass die Muttergesellschaft in rechtlicher 
Hinsicht das Marktverhalten der tochter-
gesellschaft bestimmen kann (de jure 
control). Zur beantwortung dieser Frage 
ziehen behörden und gerichte unter an-
derem die folgenden Prüfkriterien heran: 
Wie hoch ist die beteiligung der Mutter-
gesellschaft? Welche stimmrechte hat 
sie? bestimmt sie die besetzung von ge-
schäftsführungs- und aufsichtsorganen? 
Wenn die Muttergesellschaft in rechtli-
cher Hinsicht bestimmenden Einfluss 

nehmen kann, kommt es ferner darauf 
an, ob sie diesen Einfluss tatsächlich aus-
geübt hat (de facto control). indikatoren 
dafür sind etwa personelle, wirtschaftli-
che oder familiäre Verflechtungen, die 
teilnahme an gesellschafter- und Vor-
standssitzungen, das stimmverhalten 
oder auch konkrete anweisungen in be-
zug auf die geschäftspolitik.

Hält eine Muttergesellschaft 100 Pro-
zent der anteile an einer tochtergesell-
schaft, vermuten behörden und gerichte, 
dass sie tatsächlich bestimmenden Ein-
fluss ausgeübt hat. in der Entscheidung 
goldman sachs versus kommission hat 
der EugH die Vermutung auch bei einer 
geringeren beteiligung (in dem Fall waren 
es 84,4 Prozent) angewandt (az.: C-
595/18 P). grundsätzlich kann die Mutter-
gesellschaft diese Vermutung widerlegen, 
etwa durch den nachweis, dass sie ihre 
beteiligung nur kurzfristig gehalten hat 
oder rechtlich gehindert war, kontrolle 
auszuüben. allerdings stellen die gerichte 
hohe anforderungen an die Widerlegung, 
sodass der nachweis in der Praxis schwie-
rig zu erbringen ist.

Es liegt nahe, dass behörden und ge-
richte bei der Frage der Haftung einer 
Muttergesellschaft für Verstöße gegen die 
ki-Verordnung durch eine tochtergesell-
schaft auf die im rahmen des Wettbe-
werbsrechts entwickelten kriterien zu-
rückgreifen. daher birgt die nutzung von 
ki-systemen durch tochtergesellschaften 
für PE-investoren jedenfalls ein erhebli-
ches risiko, insbesondere dann, wenn sie 
ein Unternehmen vollständig oder nahezu 
vollständig erwerben. neben weiteren 
möglichen Maßnahmen können sie die ri -
siken während und nach der akquisition 
reduzieren, indem der Prüfungsumfang im 
rahmen der due diligence entsprechend 
erweitert wird. Je nach den Ergebnissen 
eine ki-due-diligence sollten  risiken im 
Unternehmenskaufvertrag berücksichtigt 
werden, und zwar im rahmen der garan-
tien und/oder im rahmen von bis zum 
Closing einer transaktion noch umzuset-
zenden Maßnahmen. darüber hinaus soll-
ten inves toren eine akquisitionsübergrei-
fende governance implementieren, um 
die Ein führung, Entwicklung und nutzung 
von ki-systemen kontrollieren und damit 
das Haftungsrisiko zu reduzieren.
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KI-Haftungsrisiken für Investoren 
das europäische 
ki-gesetz sollte auch 
investoren nicht 
kaltlassen. Was passiert, 
wenn die künstliche 
intelligenz danebenliegt? 
Von Moritz Hüsch  
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